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Kurzfassung 

Die öffentliche Auseinandersetzung um den Mindestlohn in Deutschland ist von einem 

Diskursversagen geprägt. Gestritten wird um faire Löhne und gute Arbeit. Dass dabei 

die Möglichkeit der Teilhabe an einem attraktiven Arbeitsleben für alle eine zentrale 

Rolle spielt, wird hingegen vernachlässigt. Dieses Diskursversagen hat zur Konsequenz, 

dass die Einführung eines flächendeckenden Mindestlohns ohne Ausnahmen in einigen 

Branchen und Regionen zu einem deutlichen Kostenschub führen wird. Insbesondere 

Ostdeutschland dürfte dies vor neue Probleme stellen. Aufgrund der politischen Festle-

gung auf den Mindestlohn sollte es jetzt vor allem darum gehen, seine praktische Im-

plementierung so gut wie möglich zu gestalten. Dazu gehört auch die systematische und 

unabhängige wissenschaftliche Evaluierung der Effekte des Mindestlohns auf Einkom-

men und Beschäftigung. Zudem kommt es darauf an, dass sich das Diskursversagen in 

der schon jetzt absehbaren Folgedebatte über Lohnsubventionen nicht wiederholt. 

 

Schlüsselbegriffe: Mindestlohn, Quantität und Qualität von Arbeitsplätzen, Inklusion  

Abstract 

The public debate about introducing a minimum wage in Germany can be characterized 

as a discourse failure. Attention concentrated on fair wages and good work. In contrast, 

it was neglected that the feasibility of access to an attractive working life plays a central 

role. A direct consequence of this discourse failure is that the introduction of a mini-

mum wage in Germany, across the board and without exemptions, will lead to a consid-

erable cost push for several branches and regions. Especially East Germany will face 

serious problems. However, since politics has come to a definite decision, the major 

challenge is to carefully arrange the practical implementation of the minimum wage. 

This requires systematic and independent research into its effects on incomes and em-

ployment. Furthermore, it is of utmost importance that the foreseeable debate on intro-

ducing wage subsidies in Germany does not replicate the discourse failure of the past.  

 

Key Words: minimum wage, quantity and quality of jobs, inclusion 

 





Mit administrierten Löhnen Armut bekämpfen? – Warum die De-
batte um den Mindestlohn in Deutschland verfehlt ist 

Oliver Holtemöller und Ingo Pies 

So paradox es auch klingen mag: Manchmal ist es für die Gesellschaft nicht von Vor-

teil, wenn ein Thema ins Zentrum des demokratischen Parteienwettbewerbs rückt. Vor 

allem dann nicht, wenn kurzfristige Wahlkampfziele mit langfristigen ökonomischen 

Zielen in Konflikt stehen. Dann kann es zu Vorfestlegungen kommen, von denen die 

Politik, um ihr Gesicht zu wahren, später nicht wieder abrücken mag. Und zwar auch 

selbst dann nicht, wenn man sich dadurch eine unterkomplexe Problem-„Lösung“ ein-

handelt, die viele Nachteile erwarten lässt.1 Beim Thema Mindestlohn scheint genau 

dies passiert zu sein – und es ist zu befürchten, dass sich diese Misere bei den schon 

heute absehbaren Nachfolgediskussionen wiederholen wird. 

Die Regierung aus CDU, CSU und SPD hat sich darauf festgelegt, zum 1. Januar 

2015 einen gesetzlichen flächendeckenden Mindestlohn in Höhe von 8,50 Euro vorzu-

schreiben.2 Dem Vernehmen nach soll es keine Ausnahmen geben. Auf den ersten Blick 

sieht das nach Prinzipientreue aus. Bei näherem Hinsehen jedoch erweist sich diese 

Festlegung als problematisch. Die Arbeitsmarktverhältnisse sind in den verschiedenen 

Sektoren und Regionen Deutschlands außerordentlich ungleich. Wenn aber Ungleiches 

gleich behandelt wird, können die Ergebnisse wiederum sehr ungleich ausfallen. Es 

kann sogar passieren, dass man das Gegenteil von dem bewirkt, was man eigentlich 

bewirken wollte. 

Ausgehend vom aktuellen Stand der theoretischen und empirischen Forschung ist zu 

erwarten, dass ein flächendeckender Mindestlohn gegenläufige Effekte auslöst, und 

zwar sowohl im Hinblick auf die Einkommenswirkungen als auch im Hinblick auf die 

Beschäftigungswirkungen.3 In Bereichen, in denen niedrige Löhne in erster Linie auf 

geringer Qualifikation beruhen, wird die Arbeitsnachfrage der Unternehmen zurückge-

hen, wenn die Arbeitskosten steigen. Dies wirkt sich negativ auf Einkommen und Be-

schäftigung aus. Demgegenüber kann es auch Bereiche geben, in denen Unternehmen 

über Marktmacht verfügen und einen monopsonistischen Lohndruck ausüben oder in 

denen ein höherer Lohn die Motivation und damit die Produktivität der Beschäftigten 

steigert. In solchen Fällen wäre es denkbar, dass ein Mindestlohn positive Effekte auf 

Einkommen und Beschäftigung haben kann. Im Hinblick auf die Verhältnisse in 

Deutschland ist unseres Erachtens jedoch davon auszugehen, dass die positiven Effekte 

                                                 
 Dieser Artikel erschien (ohne Fußnoten und Literaturverzeichnis) in der Frankfurter Allgemeinen Zei-

tung (FAZ) Nr. 62 vom 14. März 2014, S. 18 unter dem Titel: „Vom Mindestlohn zur Lohnsubvention,. – 

Prof. Dr. Oliver Holtemöller ist Professor für Volkwirtschaftslehre, insb. Makroökonomik, an der Martin-

Luther-Universität Halle-Wittenberg und leitet die Abteilung Makroökonomik am Institut für Wirt-

schaftsforschung Halle (IWH). Prof. Dr. Ingo Pies ist Inhaber des Lehrstuhls für Wirtschaftsethik an der 

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg. Dieser Artikel basiert auf unabhängiger Forschung. Beide 

Autoren erklären, dass keine Interessenkonflikte bestehen. 
1 Vgl. Caplan (2007). 
2 Deutschlands Zukunft gestalten, Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, 18. Legislaturperio-

de, S. 8 und 48f. Im Internet unter: https://www.cdu.de/sites/default/files/media/dokumente/koalitions-

vertrag.pdf  
3 Einen Überblick über die internationale Literatur zu den Effekten von Mindestlöhnen geben Neumark 

und Wascher (2008). Neuere Studien, die sich auf Deutschland beziehen, werden von Möller (2012) dis-

kutiert. 

https://www.cdu.de/sites/default/files/media/dokumente/koalitionsvertrag.pdf
https://www.cdu.de/sites/default/files/media/dokumente/koalitionsvertrag.pdf
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eine allenfalls geringe Bedeutung haben dürften und dass die negativen Effekte über-

wiegen werden.4 Dies liegt unter anderem daran, dass ein Mindestlohn von 8,50 Euro 

als recht hoch erscheint, wenn man ihn im internationalen Vergleich betrachtet.5 

I. Die Faktenlage 

Im Jahr 2011 waren etwa 5 Millionen Menschen in Deutschland zu einem Lohn abhän-

gig beschäftigt, der unter 8,50 Euro lag. Der Durchschnittslohn in diesem Arbeitsseg-

ment betrug etwa 6,50 Euro. Berücksichtigt man die zu erwartende allgemeine wirt-

schaftliche Entwicklung bis zum 1. Januar 2015, so werden von den 5 Millionen Be-

troffenen etwa 800.000 Menschen den Schwellenwert von 8,50 Euro überschritten ha-

ben, während der Stundenlohn der verbleibenden 4,2 Millionen Menschen noch um 

durchschnittlich 1,60 Euro unter dem Mindestlohn liegen dürfte.6 Das bedeutet, dass 

deren Stundenlöhne dann noch um durchschnittlich 23% angehoben werden müssen, 

um das politisch gesetzte Mindestlohnniveau zu erreichen. Dieser staatlich verordnete 

Lohnschub wird die Regionen und Sektoren in Deutschland sehr unterschiedlich treffen. 

Betrachtet man den Anteil der abhängig Beschäftigten, die im Jahr 2012 zu einem 

vereinbarten Stundenlohn von weniger als 8,50 Euro gearbeitet haben, so zeigt die Da-

tenlage ein deutliches Ost-West-Gefälle. Für die Vollzeitbeschäftigten liegt der Anteil 

im Osten bei 17,1 %, der Anteil im Westen bei 5,1 %; für die Teilzeitbeschäftigten be-

tragen die entsprechenden Werte 35,7 % und 16 %; und für die ausschließlich geringfü-

gig Beschäftigten belaufen sie sich auf 64,9 % und 57,7 %.7 

Der Anteil der abhängig Beschäftigten, die im Jahr 2012 zu einem vereinbarten 

Stundenlohn von weniger als 8,50 Euro gearbeitet haben, war in unterschiedlichen 

Branchen unterschiedlich hoch. Die verfügbaren Daten lassen drei sektorale Spitzenrei-

ter erkennen: Im Gastgewerbe lag der Anteil im Bundesdurchschnitt bei 41 % (Ost: 

68 %, West: 37 %); in der Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei lag er bei 33 % 

(Ost: 49 %, West: 20 %); im Handel bei 21,4 % (Ost: 33 %, West: 19 %). 

Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass der Mindestlohn vornehmlich 

solche Branchen treffen wird, in denen die Unternehmen nur geringe Möglichkeiten 

sehen, den Kostenschub durch Preiserhöhungen an ihre Kunden weiterzugeben. Folg-

lich ist mit negativen Beschäftigungseffekten zu rechnen, und die werden vornehmlich 

Ostdeutschland treffen: kurzfristig in Form zunehmender Arbeitslosigkeit, weil derzei-

                                                 
4 In der öffentlichen Debatte wird gelegentlich der Eindruck erweckt, diese Einschätzung sei veraltet, weil 

neuere Evidenz darauf hindeute, dass es überwiegend positive Beschäftigungseffekte gebe. Eine deutliche 

Mehrheit internationaler Studien weist jedoch negative Beschäftigungseffekte aus. Insofern ist die Ein-

schätzung von Neumark und Wascher (2006; S. 0) unverändert aktuell: „However, the oft-stated assertion 

that recent research fails to support the traditional view that the minimum wage reduces the employment 

of low-wage workers is clearly incorrect. A sizable majority of the studies surveyed in this monograph 

give a relatively consistent (although not always statistically significant) indication of negative employ-

ment effects of minimum wages.“ 
5 Ein Stundenlohn von 8,50 Euro betrug im Jahr 2011 in Deutschland insgesamt zwar ‚nur‘ 54% des Me-

dianlohns, in Ostdeutschland aber 71%. Die Mindestlöhne in anderen Ländern lagen im Jahr 2011 bei 

60% (Frankreich), 57% (Portugal), 51% (Griechenland) bzw. 44% (Spanien). Vgl. hierzu Brautzsch und 

Schultz (2013a).  
6 Vgl. hierzu Arbeitskreis Konjunktur des IWH (2014a; S. 23) und Arbeitskreis Konjunktur des IWH 

(2014b). 
7 Die Anteile wurden mit Hilfe des Sozioökonomischen Panels berechnet. Vgl. hierzu Brautzsch und 

Schultz (2013b). 
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tig Beschäftigte entlassen werden; mittelfristig in Form einer abnehmenden Beschäfti-

gungsdynamik in diesem Arbeitssegment.8 Ferner ist damit zu rechnen, dass die 

Schwarzarbeit zunehmen wird. Hiervon dürfte insbesondere der Sektor haushaltsnaher 

Dienstleistungen betroffen sein. Dabei hatte die deutsche Politik in den letzten Jahren 

beträchtliche Anstrengungen unternommen, um durch die Einrichtung von Mini- und 

Midi-Jobs Anreize für legale Beschäftigungsverhältnisse zu setzen. 

II. Aspekte des Diskursversagens 

((1)) Ruft man sich vor diesem Hintergrund noch einmal in Erinnerung, mit welchen 

Argumenten der Wahlkampf bestritten wurde, so kann man sich des Eindrucks nicht 

erwehren, dass hier ein massives Diskursversagen vorliegt. Jedenfalls ging das mit gro-

ßem Abstand wichtigste Argument am eigentlichen Sachverhalt vorbei. Es besagte, dass 

es ungerecht sei, wenn man von seiner Arbeit nicht leben könne. Faire Löhne wurden 

gefordert, um dem Phänomen der „working poor“ zu begegnen. Kurz: Die Debatte um 

die Einführung des Mindestlohns wurde als Armuts-Debatte geführt, als eine Debatte 

über die Anhebung des Einkommens im Arbeitsmarktsegment der Niedriglöhner. 

Diese Debatte hatte von vornherein eine merkwürdige Schieflage. Denn in Deutsch-

land wird das kulturelle Existenzniveau durch den Sozialstaat garantiert. Wer am Markt 

nicht genügend Lohn erhält, um damit das Existenzminimum zu erreichen, fällt also 

nicht automatisch in Armut, denn jede Person kann ihr Markteinkommen erforderli-

chenfalls durch Sozialtransfers aufstocken lassen. 

Gegenwärtig gibt es rund 1,3 Millionen Aufstocker9, aber deutlich mehr als vier 

Millionen Menschen, die für einen Stundenlohn von weniger als 8,50 Euro arbeiten. 

Diese Zahlen legen folgende Interpretation nahe: Die Aufstocker werden sozialpolitisch 

so unterstützt, dass sie das kulturelle Existenzminimum erreichen. Und die Nicht-

Aufstocker arbeiten im Niedriglohnsegment, um ein bereits über dem kulturellen Exis-

tenzniveau liegendes Haushaltseinkommen durch Hinzuverdienste anzuheben. Im Klar-

text: Blendet man das in Deutschland bestehende System sozialer Sicherung nicht aus, 

sondern ein, so ist ein Mindestlohn zur Bekämpfung von Armut keineswegs erforder-

lich. 

((2)) Zum Diskursversagen gehört nicht nur, dass die öffentliche Auseinanderset-

zung in Form einer Armuts-Debatte verfehlt war. Zum Diskursversagen gehört auch, 

wie die Auseinandersetzung nicht geführt wurde: Statt um Armut hätte es um Würde 

und Inklusion gehen müssen! Inklusion meint die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. 

Würde meint die (Selbst-)Achtung des Menschen. Natürlich hängt beides eng zusam-

men: Die Würde des Menschen kann durch mangelnde Inklusion beeinträchtigt werden. 

Und umgekehrt: Inklusion kann die Würde des Menschen fördern. 

In der deutschen Debatte um den Mindestlohn wurde viel über die monetäre Entloh-

nung von Arbeit gestritten. Hingegen fanden die qualitativen Vorteile von Beschäfti-

gung gegenüber Arbeitslosigkeit in dieser Auseinandersetzung kaum Beachtung. Dabei 

wissen wir, dass Arbeitslose vor allem darunter leiden, dass sie die sozialen Kontakte 

                                                 
8 Dieser zweite Aspekt wird besonders betont von Meer und West (2013). 
9 Die Bundesagentur für Arbeit wies 2013 aus, dass es im Jahresdurchschnitt von Dezember 2011 bis 

November 2012 insgesamt 1,327 Mio. Aufstocker gab. Der statische Fachbegriff hierfür lautet: erwerbs-

tätige Bezieher von Arbeitslosengeld II. Vgl. http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-

Content/Arbeitsmarktberichte/Soziale-Sicherung/Faltblatt-Aufstocker/Aufstocker-2013-07.pdf  

http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Arbeitsmarktberichte/Soziale-Sicherung/Faltblatt-Aufstocker/Aufstocker-2013-07.pdf
http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Arbeitsmarktberichte/Soziale-Sicherung/Faltblatt-Aufstocker/Aufstocker-2013-07.pdf
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vermissen, die ihnen eine regelmäßige berufliche Tätigkeit vermittelt. Bezahlte Arbeit 

ist eben nicht nur mit Betätigung, sondern auch mit Bestätigung verbunden. Sie erhöht 

das Selbstwertgefühl. Man erfährt sich im Beruf als Person, die von Kolleginnen und 

Kollegen geschätzt wird. So trägt die Achtung, die einem von anderen entgegengebracht 

wird, auch zur Selbst-Achtung bei.10 

Unter Inklusionsgesichtspunkten ist es nicht nur bedenklich, dass der beschlossene 

Mindestlohn in einigen Bereichen zu Beschäftigungseinbußen führen wird, vor allem 

bei Geringqualifizierten und Teilzeitbeschäftigten. Bedenklich ist insbesondere auch, 

dass die Qualität der Arbeitsplätze im unteren Lohnsegment abnehmen wird. Für diese 

Erwartung sind zwei Gründe ausschlaggebend. 

Zum einen bieten die Unternehmen immer einen Mix aus für sie kostenträchtigen 

materiellen und immateriellen Entlohnungsfaktoren an. Der staatliche Mindestlohn 

weist Unternehmen an, den materiellen Lohnbestandteil anzuheben. Sofern sie diesen 

Kostenschub nicht auf die Kunden überwälzen können, werden die Unternehmen ver-

sucht sein, zu der Option Zuflucht nehmen, bei den immateriellen Entlohnungsfaktoren 

Einsparungen vorzunehmen, um Arbeitsplätze zu retten, die ansonsten zu teuer wären. 

Zum anderen wird die Konkurrenz um die Beschäftigung zum Mindestlohn zuneh-

men. Ein verschärfter Wettbewerb aber schwächt die Position der Arbeitnehmer im 

Hinblick auf die immateriellen Lohnbestandteile. Was das bedeutet, kann man sich 

leicht vor Augen führen, wenn man die Verhältnisse im unteren Lohnsegment mit jenen 

vergleicht, die dort herrschen, wo Unternehmen um knappe Facharbeiter und Kompe-

tenzträger konkurrieren. In den höheren Lohnsegmenten des Arbeitsmarktes kommen 

Arbeitnehmer in den Genuss attraktiver Arbeitsbedingungen, angefangen von der Aus-

stattung des Arbeitsplatzes bis hin zur Arbeitsatmosphäre. In den unteren Lohnsegmen-

ten aber ist nicht nur die materielle Entlohnung niedrig. Auch bei der immateriellen Ent-

lohnung wird gespart. Der Anteil selbstbestimmter Arbeit ist deutlich geringer. Zumeist 

wird nach Anweisung gearbeitet. Hier besteht weniger Anlass, sich als von anderen ge-

achtet zu erfahren. Dies kann leicht zu Einbußen beim Selbstvertrauen und Selbstwert-

gefühl führen. 

Vor diesem Hintergrund ist die Gefahr nicht von der Hand zu weisen, dass vom 

staatlichen Mindestlohn quantitative und vor allem auch qualitative Arbeitsplatzwir-

kungen ausgehen werden, die weder der Inklusion der Erwerbspersonen noch ihrer 

Würde am Arbeitsplatz zuträglich sind. 

III. Rückblick und Ausblick 

Rückblickend betrachtet, hatte die Wahlkampfauseinandersetzung um einen Mindest-

lohn in Deutschland nicht nur einen falschen Fokus, weil sie als Armuts-Debatte geführt 

wurde. Von einem Diskursversagen kann man vielmehr auch deshalb sprechen, weil die 

öffentliche Auseinandersetzung nicht als Inklusions-Debatte geführt worden ist, obwohl 

dies dem zu regelnden Sachverhalt viel angemessener gewesen wäre. Zudem ist es nicht 

allein die Aufgabe der Unternehmen, Markteinkommen zu garantieren, die den Lebens-

unterhalt sichern. Dies ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Der Schlüssel zu bes-

serer Teilhabe an den wirtschaftlichen Chancen in diesem Land liegt bei der besseren 

                                                 
10 Dieser qualitative Aspekt der Arbeit wird besonders stark betont bei Phelps (2007a) und (2007b). Als 

Überblick vgl. Pies und Leschke (2012).  
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Förderung benachteiligter Menschen. Dies fängt im frühkindlichen Bereich an und kann 

dementsprechend nur langfristig Erfolge zeitigen.11 Umso dringlicher ist darauf hinzu-

weisen, dass Deutschland hier immer noch einen beträchtlichen Nachholbedarf hat. 

Das Diskursversagen ist nicht folgenlos. Es hat zur Konsequenz, dass der staatlich 

festgesetzte flächendeckende Mindestlohn in Deutschland die Beschäftigungsdynamik 

in Branchen wie dem Gastgewerbe, der Landwirtschaft und dem Handel negativ beein-

flussen und vor allem in Ostdeutschland für beträchtliche Anpassungsschwierigkeiten 

sorgen wird.12 

Allerdings kann einiges getan werden, um die Situation zu verbessern. Die Politik 

sollte zunächst klar formulieren, genau welche Ziele sie mit der Einführung eines flä-

chendeckenden Mindestlohns verfolgen will. „Faire Löhne“ und „gute Arbeit“ sind All-

gemeinplätze und nicht hinreichend präzise. Die Effekte des Mindestlohns auf Ein-

kommen und Beschäftigung sowie auf die benannten Ziele sollten dann wissenschaft-

lich und unabhängig ausgewertet werden. Auch sollten zukünftige Anpassungen des 

Mindestlohns unter Berücksichtigung der wissenschaftlichen Erkenntnisse von einem 

tagespolitisch unabhängigen Gremium vorgenommen werden. Die gegenwärtig geplan-

te Kommission aus Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern wird dies nicht leisten 

können. Ohne eine wirklich unabhängige und ausstattungsmäßig handlungsfähige 

Kommission ist vielmehr zu erwarten, dass sich kurzfristige Partikularinteressen gegen-

über dem langfristigen Gemeinwohl durchsetzen werden.13 

Will man die Lebenssituation der Menschen verbessern, die im Niedriglohnbereich 

arbeiten, dann muss man neben der Lohnhöhe zwei weitere Größen ins politische Blick-

feld rücken: die Quantität und die Qualität der Arbeitsplätze. Wenn man es nur dabei 

belässt, die Unternehmen gesetzlich zu verpflichten, den Mindestlohn nicht zu unter-

schreiten, wird dies zu einem Verlust an Beschäftigungsdynamik führen, die Konkur-

renz um Arbeitsplätze anheizen und die Qualität dieser Arbeitsplätze verschlechtern. Da 

wäre es sinnvoller, zum Beispiel dort anzusetzen, wo Niedriglöhne die Folge von Miss-

brauch der geltenden Regelungen sind. Auch die Hinzuverdienstregeln für Transferemp-

fänger sollten überarbeitet werden, um ungünstige Anreize zu mindern. 

Nun ist freilich nicht zu erwarten, dass die Einführung eines flächendeckenden Min-

destlohns ohne Ausnahmeregelungen, nachdem sie nun einmal zum politischen Presti-

geprojekt avanciert ist, nachträglich aufgeweicht oder korrigiert werden könnte. Dies 

würde zu einem Gesichtsverlust der regierenden Parteien führen. Sie werden daher alles 

tun, um den Eindruck zu vermeiden, das im Koalitionsvertrag schriftlich fixierte Ver-

sprechen zu brechen.  

Zu erwarten ist aber, dass man nach Möglichkeiten der Schadensbegrenzung suchen 

wird. Deshalb rechnen wir damit, dass in nicht allzu ferner Zukunft eine neue Diskussi-

on um Lohnsubventionen einsetzen wird. Die sind zwar unmittelbar mit fiskalischen 

                                                 
11 Vgl. Schütz und Wößmann (2005) sowie Heckman, Pinto und Savelyev (2013). 
12 Auf diese Folgen hat u.a. auch der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 

Entwicklung in seinem Jahresgutachten 2013/14 ausdrücklich hingewiesen, siehe Ziffern 515 ff. 
13 Die Erfahrungen in anderen europäischen Ländern gemahnen hier zur Vorsicht: Politisch administrierte 

Mindestlöhne können eine gefährliche Eigendynamik entwickeln. Vgl. hierzu die sehr anschauliche Da-

tenaufbereitung zur Mindestlohnentwicklung in Europa von 1999 bis 2003 bei CESifo, im Internet unter: 

http://www.cesifo-group.org/ifoHome/facts/DICE/Labour-Market-and-Migration/Labour-Market/Wages-

Earnings-Dispersion/minimum-wage-statutory-gross-minimum-wage/visualstory  

http://www.cesifo-group.org/ifoHome/facts/DICE/Labour-Market-and-Migration/Labour-Market/Wages-Earnings-Dispersion/minimum-wage-statutory-gross-minimum-wage/visualstory
http://www.cesifo-group.org/ifoHome/facts/DICE/Labour-Market-and-Migration/Labour-Market/Wages-Earnings-Dispersion/minimum-wage-statutory-gross-minimum-wage/visualstory
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Belastungen verbunden, können aber möglicherweise fünf wichtige Vorteile in Aussicht 

stellen.14 

Erstens erhalten die Unternehmen eine finanzielle Unterstützung, um die staatlich 

vorgegebene Lohnhöhe auch tatsächlich zahlen zu können. Dies kann sich, zweitens, 

beschäftigungsfördernd auswirken und vermag zudem, drittens, einen Beitrag zur An-

hebung der Arbeitsplatzqualität im Niedriglohnsektor zu leisten. 

Viertens lassen sich Lohnsubventionen sowohl regional als auch sektoral staffeln, so 

dass mit ihrer Hilfe – gleichsam durch die Hintertüre – genau jene arbeitsmarktpoliti-

sche Differenzierung wieder eingeführt werden könnte, an der es dem Mindestlohn 

mangelt, wenn er ausnahmslos und flächendeckend durchgesetzt wird. 

Fünftens schließlich sind Lohnsubventionen, die an Unternehmen ausgezahlt wer-

den, weitaus besser als Sozialtransfers geeignet, das Selbstwertgefühl der arbeitenden 

Bevölkerung im Niedriglohnsektor zu stärken. Letztlich ist hierfür genau die gleiche 

optische Täuschung verantwortlich, die ein staatliches Verbot markträumender Löhne in 

weiten Bevölkerungsteilen so populär sein lässt: Mindestlöhne erfahren politisch großen 

Zuspruch, weil von vielen Bürgern nur der unmittelbare Lohneffekt gesehen wird, wäh-

rend die möglichen negativen Auswirkungen auf Quantität und Qualität der Arbeitsplät-

ze tendenziell ausgeblendet werden. Genau diese Schwierigkeit, ökonomische Zusam-

menhänge zu durchschauen, ließe sich umgekehrt aber auch zur Förderung des Ge-

meinwohls nutzen. Gerade weil viele Aufstocker den Gang zum Sozialamt als demüti-

gend empfinden, weisen Lohnsubventionen, die an Unternehmen ausgezahlt werden, 

den Vorteil auf, dass sie den Marktlohn erhöhen und so das Gefühl vermitteln, dass die 

eigene Arbeit am Markt eine größere Wertschätzung erfährt.  

Neben möglichen Vorteilen sollten aber auch die Nachteile ins Blickfeld gerückt 

werden. Die bestehen darin, dass es zu teuren Mitnahmeeffekten kommen kann sowie 

zu wettbewerblichen Verzerrungen mit einer Benachteiligung kleiner Unternehmen. 

Hier muss gründlich analysiert werden. Aktionismus wäre fehl am Platz. 

Fazit: Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns ist nicht das Ende der Ge-

schichte. Vielmehr ist damit zu rechnen, dass mit dem flächendeckenden Mindestlohn 

(unnötigerweise) eine sozialpolitische Interventionsspirale in Gang gesetzt wird, weil er 

Probleme hervorruft, die nach neuen Lösungen verlangen. Wir halten es deshalb für 

wahrscheinlich, dass in naher Zukunft eine Diskussion über Lohnsubventionen einset-

zen wird. Die aber sollte so geführt werden, dass sich die Fehler der Vergangenheit in 

Form eines gravierenden Diskursversagens nicht wiederholen. 

  

                                                 
14 Vgl. Phelps (1997, 2007). 
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